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Zur Lage der
L�nderfinanzen
in Deutschland

Die Lage der L�nderfinanzen ist insge-

samt gesehen noch immer �ußerst an-

gespannt, auch wenn im Einzelnen gro-

ße Unterschiede bestehen. Nachdem

die Defizite im Jahr 2003 einen H�chst-

stand erreicht hatten, sind sie zuletzt

zwar wieder gesunken. Gleichwohl

werden die verfassungsm�ßigen Regel-

grenzen f�r die Kreditaufnahme h�u-

fig deutlich �berschritten oder nur

durch Verm�gensver�ußerungen be-

ziehungsweise den zweckfremden Ein-

satz von Bundesmitteln zum Aufbau

Ost formal eingehalten. Drei L�nder se-

hen sich auch mittelfristig nicht in der

Lage, die Finanzprobleme aus eigener

Kraft zu l�sen, und klagen auf bundes-

staatliche Hilfe. Die bestehenden Haus-

haltsregeln haben die kritische Finanz-

lage nicht verhindern k�nnen. Die Bin-

dungswirkung der ohnehin weiten Kre-

ditgrenzen scheint angesichts teilweise

gravierender Schieflagen beschr�nkt.

Dabei stehen die L�nder nicht zuletzt

auf Grund absehbarer Belastungen

durch steigende Pensionsaufwendun-

gen beziehungsweise das Abschmelzen

der Bundeszuweisungen f�r die ost-

deutschen L�nder vor großen Heraus-

forderungen. Somit ist es von besonde-

rer Bedeutung, die Anreize und Rah-

menbedingungen f�r solide �ffentliche

Finanzen merklich zu verbessern. Eine

St�rkung der Haushaltsregeln, eine wir-

kungsvolle Haushalts�berwachung und

eine gr�ßere Eigenverantwortung

auch bei der Besteuerung k�nnten

hierzu beitragen.
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Entwicklung der L�nderfinanzen

insgesamt

Die Lage der L�nderfinanzen insgesamt ist

weiter �ußerst angespannt – auch wenn die

Defizite zuletzt gesunken sind. Dabei spiegel-

ten sich in der Entwicklung seit dem Jahr

2000 die Grundtendenzen der gesamtstaat-

lichen Finanzen in Deutschland wider.1) Nach-

dem die Defizite der L�nder Ende der neun-

ziger Jahre2) auch auf Grund einer g�nstigen

konjunkturellen Entwicklung und eines

außerordentlich kr�ftigen Zuwachses bei den

gewinnabh�ngigen Steuern bis auf gut 8 Mrd 3

oder 3 1�2 % der Ausgaben deutlich zur�ck-

gegangen waren, kam es nach dem Jahr

2000 zu einer sehr starken Defizitausweitung

(vgl. zu den im Folgenden beschriebenen Ent-

wicklungen auch die Tabelle auf S. 35). Bereits

2001 wurde der bisherige H�chstwert von

1996 mit 24 1�2 Mrd 3 leicht �bertroffen. Bis

2003 war eine weitere Zunahme auf 30 1�2

Mrd 3 oder gut 111�2 % der Ausgaben zu ver-

zeichnen. Die Defizite sanken 2004 zwar wie-

der auf 24 Mrd 3. Im letzten Jahr wurden hier

aber kaum weitere Fortschritte erzielt. Die

Schulden der L�nder wuchsen dabei in den

letzten f�nf Jahren um rund 40% und er-

reichten zum Jahresende 2005 einen Stand

von 482 Mrd 3. Nach 140% des j�hrlichen

Ausgabenvolumens im Jahr 2000 stieg die

Relation damit auf 185%.

Der starke Defizitanstieg bis zum Jahr 2003

ging mit einer schwachen Entwicklung der

Einnahmen einher. Insgesamt lagen sie im

Jahr 2005 um 4 Mrd 3 oder gut 11�2 % unter

dem Stand des Jahres 2000. Ausschlagge-

bend hierf�r waren die Steuereinnahmen.

Nachdem sie im Jahr 2000 ein außerordentli-

ches Niveau erreicht hatten, sanken sie in den

Jahren 2001 bis 2003 um insgesamt 14 Mrd 3

oder 8% und stiegen danach nur moderat

an. Neben den umfangreichen Einkommen-

steuersenkungen, denen auch die L�nder im

Bundesrat zugestimmt hatten, wirkten sich

die gesamtwirtschaftliche Wachstumsschw�-

che in den vergangenen Jahren (unter ande-

rem die schwache Entwicklung der Brutto-

lohn- und -gehaltssumme) und die starken

Schwankungen der gewinnabh�ngigen Steu-

ern aus.

Ein leichtes Gegengewicht schufen die Ein-

nahmen aus wirtschaftlicher T�tigkeit, die

nach zuvor verhaltener Entwicklung im letz-

ten Jahr infolge umfangreicher Beihilfenr�ck-

zahlungen von Landesbanken sprunghaft um

2 1�2 Mrd 3 anwuchsen. Dies stellt aber nur

einen Einmaleffekt dar, der zudem von Mehr-

ausgaben f�r Rekapitalisierungen per saldo

etwa neutralisiert wurde. Außerdem wurden

die Haushalte der L�nder in zunehmendem

Maße durch Verm�gensverwertungen finan-

ziert. Die Erl�se aus Darlehensr�ckfl�ssen und

Verk�ufen von Beteiligungen und Sachverm�-

gen stiegen von 3 Mrd 3 im Jahr 2000 auf zu-

letzt 5 Mrd 3. Bei den Zuweisungen von

anderen staatlichen Ebenen blieben die Ver-

�nderungen begrenzt. Der leichte Zuwachs

auf 43 1�2 Mrd 3 ist weitgehend auf gestie-

1 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Ein disaggregierter Ansatz
zur Analyse der Staatsfinanzen: die Entwicklung der �f-
fentlichen Finanzen in Deutschland in den Jahren 2000
bis 2005, Monatsbericht, M�rz 2006, S. 63 ff. W�hrend
dort die Finanzlage in der Abgrenzung der VGR unter-
sucht wurde, steht hier die haushaltsm�ßige Entwicklung
im Fokus.
2 Vgl.: Deutsche Bundesbank, Die Entwicklung der L�n-
derfinanzen seit Mitte der neunziger Jahre, Monatsbe-
richt, Juni 2001, S. 59 ff.
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Einnahmen und Ausgaben der L�nder

Position 2000 2001 2002 2003 2004 ts) 2005 ts)

Mrd 5

Einnahmen

Steuern 174,8 164,5 161,0 160,6 163,3 163,9
Einnahmen aus wirtschaftlicher T�tigkeit 4,5 3,6 4,4 4,4 4,6 7,1
Einnahmen der Kapitalrechnung 3,2 4,7 4,3 4,2 4,9 5,1
Einnahmen von �ffentlichen Haushalten 42,3 41,3 42,2 43,2 42,4 43,5
Sonstige Einnahmen 15,5 16,9 16,9 16,8 17,4 16,5

Gesamteinnahmen 240,4 230,9 228,8 229,2 232,6 236,2

Ausgaben

Personalausgaben insgesamt 94,7 95,3 97,8 97,8 98,1 97,1
Aktivenbez�ge 75,3 74,8 76,2 75,7 75,3 73,7
Versorgung und Beihilfen 19,3 20,5 21,6 22,1 22,8 23,5

Zuweisungen an �ffentliche Haushalte 56,5 54,9 56,8 57,7 56,0 59,8
Laufender Sachaufwand 23,4 23,4 23,0 22,0 22,0 22,2
Zinsausgaben 19,0 19,5 20,0 20,5 20,8 20,9
Laufende Zusch�sse 31,9 35,1 37,6 39,1 39,5 36,4
Investitionsausgaben 1) 25,3 27,3 22,8 22,6 20,2 23,4

Gesamtausgaben 250,8 255,5 258,0 259,7 256,6 259,8

Finanzierungssaldo – 10,4 – 24,6 – 29,2 – 30,5 – 24,0 – 23,6

Ver�nderung gegen�ber Vorjahr in %

Einnahmen

Steuern 2,8 – 5,9 – 2,1 – 0,2 1,7 0,4
Einnahmen aus wirtschaftlicher T�tigkeit 7,3 – 21,0 24,3 0,2 4,5 52,9
Einnahmen der Kapitalrechnung – 49,2 47,7 – 8,2 – 2,8 16,9 5,5
Einnahmen von �ffentlichen Haushalten 0,8 – 2,6 2,3 2,3 – 1,9 2,7
Sonstige Einnahmen – 0,2 9,0 – 0,1 – 0,7 3,9 – 5,4

Gesamteinnahmen 0,9 – 3,9 – 0,9 0,2 1,5 1,5

Ausgaben

Personalausgaben insgesamt 0,8 0,7 2,6 0,0 0,3 – 1,0
Aktivenbez�ge – 0,2 – 0,7 1,9 – 0,7 – 0,5 – 2,2
Versorgung und Beihilfen 4,9 6,4 5,0 2,2 3,2 3,1

Zuweisungen an �ffentlichen Haushalte 4,6 – 2,9 3,5 1,6 – 2,9 6,7
Laufender Sachaufwand 2,9 – 0,4 – 1,6 – 4,1 0,0 0,8
Zinsausgaben – 0,2 2,8 2,6 2,6 1,1 0,5
Laufende Zusch�sse 0,8 10,3 7,1 3,9 1,1 – 7,8
Investitionsausgaben 1) 0,7 7,9 – 16,6 – 1,0 – 10,6 16,1

Gesamtausgaben 1,8 1,9 1,0 0,6 – 1,2 1,3

Quelle: Statistisches Bundesamt, Rechnungsergebnisse des
�ffentlichen Gesamthaushalts (bis 2003), danach viertel-

j�hrliche Kassenergebnisse der �ffentlichen Haushalte. —
1 Ohne Investitionszuweisungen an �ffentliche Haushalte.

Deutsche Bundesbank
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gene Mittel von der EU zur�ckzuf�hren. Die

Zahlungen des Bundes sanken hingegen im

Gesamtzeitraum etwas auf zuletzt 351�2 Mrd 3.

Sinkenden Erg�nzungszuweisungen standen

dabei insbesondere wachsende Einnahmen

im Zusammenhang mit der Hartz IV-Reform

gegen�ber, die aber an die Gemeinden wei-

terzuleiten sind. Per saldo wirkte sich die Ent-

wicklung der Zuweisungen f�r die L�nder

belastend aus.

Die Ausgaben der L�nder wuchsen seit dem

Jahr 2000 um insgesamt 3 1�2 %, wovon rund

ein Prozentpunkt auf die Einmalbelastung

durch die Rekapitalisierung der Landesban-

ken im Jahr 2005 zur�ckzuf�hren ist. W�h-

rend die laufenden Ausgaben um 6% zu-

nahmen, gingen die investiven Ausgaben

(einschl. der Investitionszuweisungen an die

Gemeinden, aber ohne die Rekapitalisierung

der Landesbanken) deutlich um beinahe

15% zur�ck. Bei der Einordnung des Ausga-

benanstiegs ist zu beachten, dass einzelne

Faktoren, die die Einnahmenentwicklung

bremsten, gleichzeitig zu einem ged�mpften

Ausgabenwachstum beitrugen. So schlug

sich die allgemein moderate Lohnentwick-

lung auch im �ffentlichen Dienst und bei der

Anpassung der Beamtenpensionen nieder.

Die an die Steuereinnahmen gekoppelten Zu-

weisungen an die Kommunen sanken im

Zuge des Aufkommensr�ckgangs ebenfalls.

Insgesamt wird die Analyse der Haushalts-

kennzahlen der L�nder dadurch erschwert,

dass Ausgliederungen von Einrichtungen aus

den Kernhaushalten die Entwicklung der Aus-

gaben und Einnahmen insgesamt, vor allem

aber einzelner Kategorien deutlich beeinfluss-

ten (vgl. dazu auch die Erl�uterungen auf

S. 37).

Den gr�ßten Ausgabenblock in den L�nder-

haushalten bilden die Personalausgaben. Mit

97 Mrd 3 im letzten Jahr hatten sie einen An-

teil von 37 1�2 % an den Gesamtausgaben und

lagen um 2 1�2 % �ber dem Niveau des Jahres

2000 (vgl. zur Entwicklung das oben stehende

Schaubild). Dabei sind die Aufwendungen f�r

Versorgung und Beihilfen mit 211�2 % weit

�berdurchschnittlich gestiegen. Ausschlag-

gebend hierf�r war die kr�ftige Zunahme

der Versorgungsempf�nger um ein Sechstel.

Beim aktiven Personal war die Entwicklung in

den letzten Jahren dagegen stark ged�mpft.

Die finanzstatistischen Angaben weisen f�r

2005 sogar einen Ausgabenr�ckgang um gut

2% gegen�ber dem Jahr 2000 aus. Zwar

haben sowohl K�rzungen beim Urlaubs- und

Veränderung gegenüber Vorjahr
%

Personalausgaben insgesamt
Aktivenbezüge

Versorgung und Beihilfen

Personalausgaben in den
Länderhaushalten

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene
Schätzungen.

Deutsche Bundesbank
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Zur Ausgliederung von Einrichtungen aus den Kernhaushalten

Die strikten Vorgaben sowohl des Haushalts- als auch des
�ffentlichen Dienstrechts werden h�ufig als �berm�ßige
Einschr�nkung von Flexibilit�t und Effizienz bei der Erbrin-
gung staatlicher Leistungen kritisiert. Da ein vollst�ndiger
R�ckzug des Staates aus vielen Aufgabengebieten abge-
lehnt wird und angesichts bestehender Strukturen kurzfris-
tig nur bedingt praktikabel erscheinen mag, wird die Aus-
gliederung von Einrichtungen aus den Kernhaushalten als
M�glichkeit angef�hrt, die Wirtschaftlichkeit zu erh�hen.

Beispielhaft sei auf die Verwaltung von Bauten und Lie-
genschaften hingewiesen. Wenn diese den Beh�rden von
ausgegliederten Betrieben gegen Entgelt zur Verf�gung
gestellt werden, k�nnten die Kosten insgesamt niedriger
ausfallen als bei verwaltungsinterner Leistungserstellung.
Besonders wichtig scheint dabei der mit der Rechnungs-
stellung verbundene Anreiz, den Bedarf kritisch zu �ber-
pr�fen und nicht mehr ben�tigte Einheiten anderen Nach-
fragern zu �berlassen. Bei Hochschulen wird dagegen gr�-
ßeres Gewicht auf die Autonomie in der Mittelverwen-
dung gelegt. Im Landeshaushalt vollst�ndig verbuchte Uni-
versit�ten erhalten weitgehende Vorgaben zum Mittelein-
satz. Bei einer Ausgliederung und Finanzierung �ber ein
Globalbudget des Landes kann die Hochschule dagegen
eigenverantwortlicher wirtschaften.

Ausgliederungen erleichtern dabei gleichzeitig, Ausgaben-
obergrenzen einzuhalten, wenn die Einrichtungen eigene
Einnahmen erzielen, die dann nicht mehr durch den Lan-
deshaushalt geleitet werden. Statt der Gesamtausgaben
dieser Einrichtungen wird nur noch ein entsprechend klei-
nerer Zuschussbedarf im Haushalt ausgewiesen. Insofern
kann die Ausgabenentwicklung mit Hilfe von Ausgliede-
rungen in ein g�nstigeres Licht ger�ckt werden. Problema-
tischer noch erscheint in dieser Hinsicht aber die Erm�chti-
gung zur Kreditaufnahme f�r ausgegliederte Einheiten. In
diesem Fall geben die Kernhaushalte nur noch einge-
schr�nkt Aufschluss �ber die tats�chliche Finanzlage der
L�nder. Bisher wurde von dieser M�glichkeit durchaus in
einigen F�llen Gebrauch gemacht. So werden beispiels-
weise in den Haushaltsgesetzen von Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz Bau- und Liegenschaftsbetriebe und
auch ein Straßenbaubetrieb erm�chtigt, Ausgaben �ber
die Aufnahme von Krediten zu finanzieren. Im baden-
w�rttembergischen Haushaltsgesetz wird eine Einrichtung
befugt, Ausgaben des Landes im Straßenbau �ber Kredite
vorzufinanzieren, wobei deren Gesamtrahmen einge-
schr�nkt wird. Bremen unterh�lt einen allgemeinen Kapi-
taldienstfonds zur Vorfinanzierung von Landesausgaben
mit j�hrlicher Erm�chtigung zur Darlehensaufnahme. Wie
in Hamburg gibt es dort auch ein Sonderverm�gen, das Ha-
fenbaumaßnahmen �ber Kredite abwickeln darf. Ausge-
gliederten Hochschulen werden dagegen bisher offenbar
nur sehr vereinzelt Krediterm�chtigungen zugestanden
mit der Auflage, dass der Kapitaldienst gesichert sein muss.

Ein Ausgliedern von Defiziten in Nebenhaushalte ist kein
Ersatz f�r Konsolidierung und muss daher nicht zuletzt vor
dem Hintergrund der Budgetgrunds�tze der Klarheit und
der Vollst�ndigkeit sehr kritisch hinterfragt werden. Solche
ausgegliederten Kreditaufnahmen bergen die Gefahr, dass
die verfassungsm�ßigen Kreditgrenzen letztlich v�llig
wirkungslos werden, wenn diese Einrichtungen Verluste
machen, die am Ende neben der regul�ren Neuverschul-
dung durch eine Schulden�bernahme des Staates ausge-
glichen oder mittels investiv verbuchter Kapitalnach-
sch�sse durch Kredite finanziert werden.

Die Begrenzung der Personalaufwendungen der L�nder ist
wegen ihres Anteils von durchschnittlich fast 40% an den
Gesamtausgaben und ihrer eingeschr�nkten Flexibilit�t an-
gesichts der Vorgaben des �ffentlichen Dienst- und Tarif-
rechts bei stagnierenden Einnahmen durchaus entschei-
dend. Im Fall von Ausgliederungen bleibt das Land aber
letztlich in der Finanzierungsverantwortung, und auch die
Bestimmungen f�r Besch�ftigte im �ffentlichen Dienst gel-
ten zun�chst fort, so dass die M�glichkeiten zur kurzfristi-
gen Kostensenkung an dieser Stelle zu relativieren sind. In
den Haushalten kommt es zu Verschiebungen von Perso-
nalausgaben und laufendem Sachaufwand sowie Inves-
titionen hin zu Zusch�ssen an Unternehmen.

Durch Ausgliederungen wird ein Vergleich der Haushalts-
daten im Zeitablauf sowie unter den L�ndern erheblich er-
schwert. F�r die Haushaltsjahre 2001 bis 2004 weist das
Bundesfinanzministerium in den �bersichten zu den end-
g�ltigen Ergebnissen der L�nderhaushalte Personalaus-
gabenausgliederungen von gut 2 1�2 Mrd 5 aus. Allein im
Jahr 2005 k�nnte der Effekt (auch im Zusammenhang mit
Aufgabenverlagerungen auf Gemeinden) bei gut 1 Mrd 5

gelegen haben. Hierum bereinigt betrug der jahres-
durchschnittliche Personalausgabenzuwachs (einschl. Ver-
sorgungsausgaben) 2001 bis 2005 nicht mehr nur 1�2 %, son-
dern knapp 1 1�2 %. Im laufenden Jahr setzen sich die Aus-
gliederungen offenbar verst�rkt fort. Die Auswirkungen
auf den ausgewiesenen laufenden Sachaufwand sind da-
gegen nicht eindeutig, da mitunter Mieten oder Dienstleis-
tungsentgelte an die Betriebe gezahlt werden, die den un-
mittelbar d�mpfenden Effekt der Ausgliederungen �ber-
wiegen k�nnen. F�r die im Kernhaushalt verbuchten Sach-
investitionen ergeben sich R�ckg�nge. Im Jahr der Aus-
gr�ndung des rheinland-pf�lzischen Baubetriebs war mit
einer Verminderung der Sachinvestitionen des Landes um
fast drei F�nftel ein besonders starker Effekt zu beobach-
ten. �ber alle L�nder hinweg betrachtet d�rften Ausglie-
derungen etwa ein F�nftel zum R�ckgang der Bauinves-
titionen beigetragen haben. Sofern anschließend Inves-
titionszusch�sse an die Einrichtung fließen, werden die
verfassungsm�ßigen Grenzen der Kreditaufnahme im Haus-
halt aber nicht verengt, sondern lediglich Sachinvestitio-
nen durch Zuweisungen ersetzt.

Deutsche Bundesbank
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Weihnachtsgeld f�r Beamte sowie bei neu

eingestellten Tarifbesch�ftigten als auch eine

R�ckf�hrung der Besch�ftigtenzahl durch

Personaleinsparungen Entlastungen bewirkt,

der absolute Ausgabenr�ckgang ist aber eher

die Folge der Ausgliederung von Einrichtun-

gen wie Hochschulen und Betrieben aus den

Landeshaushalten.

Von großem Gewicht sind auch die Zuwei-

sungen der L�nder an andere Gebietsk�rper-

schaften. 2005 entfielen hierauf 59 1�2 Mrd 3

oder knapp 23% der Ausgaben. Gegen�ber

dem Jahr 2000 ist das Volumen um gut

3 Mrd 3 gestiegen. Die Gemeinden erhielten

dabei 54 Mrd 3 und damit 2 Mrd 3 mehr als

im Jahr 2000. Doch war dieser Anstieg aus-

schließlich eine Folge der Hartz IV-Reform.

Neben der Durchleitung von Bundesmitteln

haben sich die L�nder bereit erkl�rt, ihre auf

die Reform zur�ckzuf�hrenden Entlastungen

beim Wohngeld �ber h�here Zuweisungen

an die Gemeinden weiterzugeben. Insgesamt

m�ssten im letzten Jahr in diesem Zusam-

menhang mithin rund 5 Mrd 3 an die Kom-

munen geflossen sein. Ohne diesen Hartz IV-

Effekt sind die Zuweisungen an die Gemein-

den merklich gesunken.

Bei ihren Zinsausgaben profitierten die L�nder

von den g�nstigen Finanzierungsbedingun-

gen an den Kapitalm�rkten. Bezieht man die

Zinsausgaben auf den Schuldenstand zum

Vorjahrsende, lag die Durchschnittsverzin-

sung im Jahr 2005 mit gut 4 1�2 % um rund

einen Prozentpunkt oder beinahe ein F�nftel

unter dem Wert des Jahres 2000. Dem stand

aber eine deutliche Zunahme der Schulden

gegen�ber. Im Ergebnis wuchsen die Zinskos-

ten seit dem Jahr 2000 um 10% auf 21 Mrd 3

oder 8% der Gesamtausgaben. Die laufen-

den Zusch�sse an private Haushalte und

Unternehmen stiegen mit insgesamt 14%

noch kr�ftiger. Durch Minderausgaben beim

Wohngeld infolge der Hartz IV-Reform lagen

die Zahlungen an private Haushalte 2005

zwar um 1 Mrd 3 niedriger als im Jahr 2000.

Dagegen sind die Zusch�sse an Unternehmen

in dieser Zeit nicht zuletzt infolge der Aus-

gliederung von Einrichtungen um gut 40%

auf knapp 21 Mrd 3 gestiegen. Mehr als die

H�lfte dieses Anstiegs d�rfte allein darauf zu-

r�ckzuf�hren sein, dass statt Personalaus-

gaben nun Zusch�sse an die betreffenden

Hochschulen und Betriebe ausgewiesen wer-

den.

Die Sachinvestitionen der L�nder wurden

kontinuierlich zur�ckgef�hrt. Mit 6 1�2 Mrd 3

lagen sie 2005 um 2 Mrd 3 unter dem Niveau

des Jahres 2000. Hier schlugen sich neben

K�rzungen zur Begrenzung der Defizite auch

Ausgliederungen von Bau- und Liegen-

schaftsbetrieben nieder, deren Investitionen

nicht mehr in den Landeshaushalten erfasst

werden. Investitionszusch�sse an Unterneh-

men und Darlehensvergaben wurden um ins-

gesamt 3 1�2 Mrd 3 ebenfalls deutlich verrin-

gert. Der Beteiligungserwerb schwankte da-

gegen stark.3) Um Sondereffekte bereinigt

hat sich sein Niveau praktisch kaum ver�n-

dert. Alles in allem kam es bei den Investitio-

nen zu einem merklichen R�ckgang.

3 H�hepunkte gab es 2001 mit der Kapitalerh�hung bei
der Bankgesellschaft Berlin und einer gewichtigen Einlage
bei der Landesbank Baden-W�rttemberg und besonders
2005 durch umfangreiche Rekapitalisierungen von Lan-
desbanken nach Beihilfenr�ckzahlungen und die Aufsto-
ckung des Eigenkapitals zweier Landesbetriebe von Nord-
rhein-Westfalen.

Zuweisungen
an die
Gemeinden nur
leicht gestiegen

Zinsausgaben
und laufende
Zusch�sse
deutlich
gewachsen

Investitionen
unter
Schwankungen
r�ckl�ufig
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Vergleich von Kennzahlen der konsolidierten L�nder- und Gemeindehaushalte f�r
das Jahr 2005

in 5 je Einwohner

Position

Alte
Fl�chen-
l�nder

Nord-
rhein-
West-
falen
NW

Bayern
BY

Baden-
W�rt-
temberg
BW

Nieder-
sachsen
NI

Hessen
HE

Rhein-
land-
Pfalz
RP

Schles-
wig-
Holstein
SH

Saarland
SD

L�nder
insge-
samt

Schulden 1) 6 400 8 170 3 210 4 470 7 670 6 830 8 050 8 500 9 660 7 150
Finanzierungssaldo – 300 – 470 – 50 – 180 – 400 – 160 – 330 – 600 – 760 – 320
korrigierter Finanzierungs-
saldo 2) – 310 – 380 – 30 – 230 – 380 – 410 – 400 – 610 – 760 – 310
korrigierte Gesamt-
einnahmen 3) 3 370 3 460 3 460 3 400 3 260 3 550 3 190 3 240 3 180 3 590
korrigierte Gesamt-
ausgaben 4) 3 680 3 840 3 490 3 630 3 640 3 960 3 590 3 850 3 930 3 900
darunter:

korrigierte laufende
Ausgaben 5) 3 320 3 570 3 040 3 240 3 360 3 580 3 250 3 440 3 570 3 480
Zinsausgaben 280 330 140 220 350 300 340 360 430 310

nachrichtlich:
Personalausgaben 1 680 1 680 1 700 1 770 1 530 1 690 1 650 1 650 1 710 1 660
davon:

Aktivenbez�ge 6) 1 330 1 330 1 350 1 410 1 210 1 310 1 320 1 300 1 260 1 360
Versorgung 6) 350 350 350 360 320 380 330 360 450 310

Sachinvestitionen 290 210 390 330 210 350 270 300 250 300

Neue
Fl�chen-
l�nder

Sachsen
SN

Branden-
burg
BB

Sachsen-
Anhalt
ST

Th�-
ringen
TH

Mecklen-
burg-
Vorpom-
mern
MV

Berlin
BE

Ham-
burg
HH

Bremen
HB

L�nder
insge-
samt

Schulden 1) 6 870 4 020 7 700 9 390 7 940 7 660 17 270 12 420 18 960 7 150
Finanzierungssaldo – 200 20 – 160 – 460 – 330 – 230 – 940 – 210 – 1 730 – 320
korrigierter Finanzierungs-
saldo 2) – 120 120 – 120 – 360 – 250 – 200 – 800 – 410 – 1 750 – 310
korrigierte Gesamt-
einnahmen 3) 4 220 4 260 4 170 4 280 3 990 4 410 4 780 4 800 4 410 3 590
korrigierte Gesamt-
ausgaben 4) 4 340 4 140 4 290 4 640 4 240 4 600 5 580 5 210 6 030 3 900
darunter:

korrigierte laufende
Ausgaben 5) 3 580 3 280 3 610 3 900 3 580 3 850 5 290 4 730 4 940 3 480
Zinsausgaben 310 190 340 420 360 340 710 580 760 310

nachrichtlich:
Personalausgaben 1 470 1 440 1 390 1 530 1 510 1 550 1 960 1 940 1 930 1 660
davon:

Aktivenbez�ge 6) 1 430 1 400 1 350 1 470 1 470 1 510 1 580 1 370 1 390 1 360
Versorgung 6) 40 30 40 60 40 40 370 570 540 310

Sachinvestitionen 420 500 400 350 400 410 100 300 220 300

Quelle: Statistisches Bundesamt sowie eigene Berechnungen. —
1 Kreditmarktschulden im weiteren Sinne, Schulden der L�nder
beim Bund sowie Kassenkredite. — 2 Um Verm�genserwerbe und
-verwertungen sowie um Beihilfenr�ckzahlungen von Landesban-
ken korrigiert. — 3 Ohne Beitr�ge der Zahler im L�nderfinanz-
ausgleich (LFA) und abz�glich Geb�hreneinnahmen sowie Lan-

desbanken-R�ckzahlungen und Verm�gensverwertung. — 4 Ohne
Ausgaben der Zahlerl�nder im LFA und abz�glich Geb�hrenein-
nahmen sowie Verm�genserwerbe. — 5 Ohne Ausgaben der
Zahlerl�nder im LFA und abz�glich Geb�hreneinnahmen. —
6 Aufteilung der Beihilfeaufwendungen auf Aktive und Versor-
gungsempf�nger gesch�tzt.

Deutsche Bundesbank
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Die Finanzlage

in den einzelnen Bundesl�ndern

Die Lage der �ffentlichen Finanzen stellt sich

in den einzelnen Bundesl�ndern sehr unter-

schiedlich dar.4) Beim Vergleich der in der

Kassenstatistik ausgewiesenen Finanzierungs-

salden verzeichnete Sachsen im letzten Jahr

einen �berschuss, und auch in Bayern blieb

das Defizit eng begrenzt. Deutlich �berdurch-

schnittlich war das Defizit je Einwohner in

Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Schles-

wig-Holstein und vor allem dem Saarland. In

den Stadtstaaten Berlin und insbesondere

Bremen war die Lage sogar noch bedrohli-

cher. Aus den Schuldenst�nden resultierende

Differenzen bei den Zinsausgaben erkl�ren

zwar einen guten Teil der Diskrepanzen, wa-

ren aber nicht allein entscheidend. Die Unter-

schiede stellen sich etwas anders dar, wenn

die Defizite um Verm�genserwerbe und -ver-

�ußerungen (einschl. Darlehen) und die Lan-

desbanken-Beihilfenr�ckzahlungen in einigen

L�ndern bereinigt werden, um die strukturelle

Haushaltslage m�glicherweise �berlagernde

Effekte herauszurechnen (vgl. die Tabelle auf

S. 39 sowie das Schaubild auf S. 41). Vor

allem in Hamburg, Hessen und Rheinland-

Pfalz verschlechtert sich dann das Bild, w�h-

rend sich insbesondere in Berlin, Nordrhein-

Westfalen und den neuen Bundesl�ndern ge-

wisse Verbesserungen ergeben.

Die Finanzpolitik der Vergangenheit spiegelt

sich in den Schulden der einzelnen L�nder wi-

der. Auch hier zeigen sich erhebliche Diver-

genzen. Die Spannweite reichte von 3 200 3

je Einwohner in Bayern bis zu fast 19 000 3 in

Bremen. W�hrend die Verbindlichkeiten Bay-

erns, Sachsens und Baden-W�rttembergs den

L�nderdurchschnitt um deutlich mehr als ein

Drittel unterschritten, lagen die Schulden in

allen Stadtstaaten mehr als zwei Drittel dar�-

ber. Unter den Fl�chenl�ndern �bertrafen das

Saarland und Sachsen-Anhalt den Durch-

schnitt immerhin um rund ein Drittel. Dabei

hat sich die Streuung der Schulden in den ver-

gangenen Jahren noch weiter erh�ht.

Der l�nderweise Vergleich der Gesamteinnah-

men und -ausgaben (je Einwohner) ist mit er-

heblichen Schwierigkeiten verbunden. So

stellen Zahlungen im L�nderfinanzausgleich

keine „echten“ in dem jeweiligen Land wirk-

sam werdenden Ausgaben dar. Deshalb wer-

den sie bei dem hier vorgenommenen Ver-

gleich von den Ausgaben und Einnahmen der

Kassenstatistik abgezogen. Außerdem haben

die L�nder in unterschiedlichem Maße Ein-

richtungen, die sich teilweise �ber Geb�hren

finanzieren, aus ihren Kernhaushalten ausge-

gliedert. Hierdurch kann es neben Auswir-

kungen auf die in den Haushalten ausgewie-

senen Gesamteinnahmen und -ausgaben zu

erheblichen Verschiebungen bei einzelnen

Ausgabenkategorien kommen, die eine

Gegen�berstellung erschweren. Um den Ef-

fekt auf die Gesamteinnahmen und -ausga-

ben m�glichst zu neutralisieren, wurden die

verbliebenen Geb�hrenerl�se „netto“ gestellt,

das heißt von den Gesamteinnahmen und

4 Um dabei auch die Stadtstaaten angemessen beurteilen
zu k�nnen und Verzerrungen durch unterschiedlich weit
gehende Aufgabenverlagerungen auf die Kommunen
auszuschließen, wird die Gemeindeebene f�r L�nderver-
gleiche hinzugerechnet. Grunds�tzlich werden die Kenn-
zahlen auf die Einwohnerzahl bezogen, um unterschied-
lich große L�nder vergleichbar zu machen.

Deutliche
Unterschiede
bei Defiziten
und ...

... Schulden

L�nderweiser
Vergleich von
Haushalts-
kennzahlen mit
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verbunden
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Euro je EinwohnerEuro je Einwohner

NW BY BW NI HE RP SH SD SN BB ST TH MV BE HH HB

Maßstab verkleinert

Schulden 3)

alte
Flächen-
länder neue

Flächen-
länder

Länder
insgesamt

NW BY BW NI HE RP SH SD SN BB ST TH MV BE HH HB

Maßstab verkleinert

Korrigierte Gesamteinnahmen und -ausgaben 2)

Gesamteinnahmen
Gesamtausgabenalte

Flächen-
länder

neue
Flächen-
länder

Länder
insgesamt

NW BY BW NI HE RP SH SD

SN

BB ST TH MV BE HH HB

Finanzierungssalden

Finanzierungssaldo

korrigierter
Finanzierungssaldo 1)

alte
Flächen-
länder

neue
Flächen-
länder

Länder
insgesamt

Haushaltskennzahlen der Länder und ihrer Gemeinden im Jahr 2005

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. — 1 Korrigiert um Vermögenserwerbe und
-verwertungen sowie Landesbank-Rückzahlungen. — 2 Bereinigte Einnahmen und Ausgaben abzüglich der
Leistungen in den Länderfinanzausgleich bei ausgleichspflichtigen Ländern und aller Gebühreneinnahmen.
Von den Einnahmen wurden zudem die Vermögensverwertungen und Landesbank-Rückzahlungen, von den
Ausgaben die Vermögenserwerbe abgesetzt. — 3 Kreditmarktschulden im weiteren Sinne, Länderschulden
gegenüber dem Bund sowie Kassenkredite.
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-ausgaben der einzelnen L�nder abgesetzt.5)

Verm�genserwerbe (einschl. der Darlehens-

vergaben), die die strukturelle Ausgaben-

belastung �berlagern k�nnen, wurden aus

den Gesamtausgaben ebenso herausgerech-

net wie vergleichbare Erl�se bei den Einnah-

men.

Auf der Einnahmenseite wird deutlich, dass

der L�nderfinanzausgleich Unterschiede im

Hinblick auf die Steuereinnahmen erheblich

verringert, wohingegen die origin�re Finanz-

kraft weiterhin stark auseinander f�llt. Nach

L�nderfinanzausgleich und Erg�nzungszuwei-

sungen hatten letztlich die Stadtstaaten so-

wie die ostdeutschen L�nder merkliche Vor-

spr�nge, die insbesondere aus der H�herge-

wichtung der Einwohnerzahl von Stadtstaa-

ten im L�nderfinanzausgleich beziehungs-

weise den Sonderbedarfs-Bundeserg�nzungs-

zuweisungen resultierten (vgl. oben stehende

Tabelle). Dies schlug sich letztlich auch in

�berdurchschnittlichen Werten f�r die Ge-

samteinnahmen nieder.

Auf der Ausgabenseite wurden bei den lau-

fenden Aufwendungen (ohne Zahlungen im

L�nderfinanzausgleich und abz�glich der Ge-

b�hreneinnahmen) erheblich h�here Pro-

Kopf-Zahlungen vor allem der Stadtstaaten

und – mit Ausnahme Sachsens – auch der

ostdeutschen L�nder verzeichnet (vgl. die

Tabelle auf S. 39 und das Schaubild auf S. 43).

Die Personalausgaben der Stadtstaaten lagen

um gut ein Sechstel �ber dem Durchschnitt,

bei den anderen Aufwendungen wurde die-

Finanzkraft je Einwohner vor und nach Finanzausgleich 2005 *)

in % des gesamtdeutschen Durchschnitts

Position
ohne
Umsatzsteuer 1) vor LFA 2) nach LFA

nach allge-
meinen BEZ

nach Sonder-
bedarfs-BEZ 3)

Westdeutsche Fl�chenl�nder
Hessen 129,1 113,6 102,6 101,3 95,5
Bayern 124,3 109,0 101,5 100,2 94,5
Baden-W�rttemberg 123,2 110,6 101,9 100,6 94,8
Nordrhein-Westfalen 110,6 99,8 98,7 97,4 91,8
Rheinland-Pfalz 96,9 92,0 95,0 95,4 90,4
Schleswig-Holstein 92,9 93,4 95,5 95,5 90,7
Saarland 83,1 89,9 94,4 95,2 92,1
Niedersachsen 81,2 93,9 95,7 95,5 90,1

Stadtstaaten
Hamburg 179,0 145,8 136,7 135,0 127,2
Bremen 101,5 98,0 121,2 127,1 123,5
Berlin 86,5 88,5 118,8 126,6 143,0

Alte Bundesl�nder zusammen 111,8 103,4 101,5 101,0 96,5

Brandenburg 45,0 83,4 92,9 95,3 116,7
Th�ringen 40,1 81,8 92,1 94,7 118,3
Sachsen 39,4 82,3 92,2 94,7 117,6
Mecklenburg-Vorpommern 37,9 82,5 93,0 95,6 119,9
Sachsen-Anhalt 33,1 82,8 92,6 95,1 119,6

Neue Bundesl�nder zusammen 39,2 82,6 92,5 95,0 118,2

* Vorl�ufige Zahlen. Quelle: Bundesministerium der Fi-
nanzen und eigene Berechnungen. — 1 Anteile der L�n-
der an den Gemeinschaftsteuern (ohne Umsatzsteuer) so-
wie L�ndersteuern nach �rtlichem Aufkommen. — 2 Nach
Verteilung der Umsatzsteuereinnahmen, einschl. der ge-
m�ß § 8 FAG zu 64% zu ber�cksichtigenden normierten
Steuereinnahmen der Gemeinden, vor Finanzausgleich
unter den L�ndern (i.e.S.). — 3 Sonderbedarfs-Bundes-

erg�nzungszuweisungen werden gezahlt f�r die neuen
L�nder (einschl. Berlin) sowohl zur Deckung von Sonder-
lasten aus dem infrastrukturellen Nachholbedarf und zum
Ausgleich unterproportionaler kommunaler Finanzkraft
als auch zum Ausgleich von Sonderlasten durch die
strukturelle Arbeitslosigkeit im Zusammenhang mit Hartz
IV (ohne Berlin) und an kleine L�nder wegen �berdurch-
schnittlich hoher Kosten politischer F�hrung.

Deutsche Bundesbank

5 Auf eine Korrektur jeder einzelnen Ausgabenkategorie
wurde auf Grund unzureichender Information verzichtet.

Erhebliche
Umverteilung
durch den
Finanzausgleich

Mehrausgaben
in den Stadt-
staaten und in
Ostdeutschland



DEUTSCHE
BUNDESBANK
Monatsbericht
Juli 2006

43

Euro je Einwohner

Maßstab vergrößert

Sachinvestitionen
alte
Flächen-
länder

neue
Flächen-
länder Länder

insgesamt

NW BY BW NI HE RP SH SD SN BB ST TH MV BE HH HB

Personalausgaben 2)

Versorgung
Aktivenbezüge

alte
Flächen-
länder

neue
Flächen-
länder

Länder
insgesamt

NW BY BW NI HE RP SH SD SN BB ST TH MV BE HH HB

Korrigierte laufende Ausgaben 1)

Zinsausgaben
korrigierte laufende Primärausgaben

alte
Flächen-
länder

neue
Flächen-
länder

Länder
insgesamt

NW BY BW NI HE RP SH SD SN BB ST TH MV BE HH HB

Ausgaben der Länder einschließlich ihrer Gemeinden im Jahr 2005

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. — 1 Ohne Ausgleichszahlungen der Zahlerländer
im Länderfinanzausgleich und abzüglich der Gebühreneinnahmen. — 2 Aufteilung der Beihilfen auf Aktive
und Versorgungsempfänger geschätzt.
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ser sogar noch deutlicher �bertroffen. Hohen

Versorgungslasten in den alten L�ndern stan-

den �berdurchschnittliche Aufwendungen f�r

das aktive Personal in den neuen Bundesl�n-

dern gegen�ber. Trotz niedrigerer Entgelte

fielen diese hier im Mittel um 8% h�her aus

als in den westdeutschen Fl�chenl�ndern.

Mehrausgaben entstanden außerdem bei den

Zuweisungen an �ffentliche Haushalte – unter

anderem f�r die Sonder- und Zusatzversor-

gung einiger Gruppen von DDR-Rentnern –

und bei den Zusch�ssen insbesondere an Un-

ternehmen. Dar�ber hinaus war die Spann-

weite auch innerhalb der L�ndergruppen be-

achtlich. Selbst nach Abzug der Zinsausgaben

waren beispielsweise die korrigierten laufen-

den Ausgaben in Sachsen rund ein Achtel

niedriger als in Mecklenburg-Vorpommern

und Sachsen-Anhalt, in Nordrhein-Westfalen

und Hessen gut 15% h�her als in Bayern und

Rheinland-Pfalz. Bei den Sachinvestitionen,

die zwar �berwiegend von den Gemeinden

vorgenommen werden, dabei aber nicht zu-

letzt von Zuweisungen der L�nder abh�ngen,

zeigte sich ein deutlicher Vorsprung der ost-

deutschen L�nder, insbesondere in Sachsen.

In den westdeutschen L�ndern lagen die

Sachinvestitionen in Bayern am h�chsten.

Den letzten Platz belegte mit Abstand Berlin,

dessen Sachinvestitionen nur gut ein Drittel

des gesamtdeutschen Durchschnitts erreich-

ten.

Zur Einhaltung der verfassungsm�ßigen

Verschuldungsgrenzen

Es besteht weitgehend Konsens, dass insbe-

sondere angesichts der polit-�konomischen

Anreize zur �berm�ßigen staatlichen Kredit-

aufnahme und der negativen Folgewirkun-

gen die Notwendigkeit einer strikten rechtli-

chen Begrenzung der Staatsverschuldung be-

steht. In Deutschland orientieren sich die Ver-

fassungen von Bund (Art. 115 GG) und L�n-

dern grunds�tzlich an der Goldenen Regel,

nach der Kredite prinzipiell nur zur Finanzie-

rung von Investitionen aufgenommen wer-

den d�rfen. Diese Regel hat grunds�tzlich

zum Ziel, die Generation, die von den Staats-

ausgaben profitiert, auch zu deren Finanzie-

rung heranzuziehen. Sie vernachl�ssigt aller-

dings unter anderem, dass zuk�nftige Gene-

rationen nicht nur durch Kredite, sondern

auch durch implizite Verbindlichkeiten wie

beispielsweise Versorgungsanspr�che belas-

tet werden. Auch wird der Grundgedanke,

dass Kreditaufnahmen an einen Verm�gens-

aufbau zu binden sind, rechtlich nicht konse-

quent umgesetzt. So wird bei der Bestim-

mung der Kreditgrenze der Erl�s aus Verm�-

gensver�ußerungen und Darlehensr�ckfl�ssen

nicht von den Investitionen abgezogen, ob-

wohl es sich hier um Desinvestitionen han-

delt. Wertminderungen durch Abschreibun-

gen werden ebenfalls nicht abgesetzt. Auf

diese Weise kann der Schuldenstand auch bei

stagnierenden oder sogar sinkenden Verm�-

genswerten steigen.6) Auch begr�nden einige

investive Ausgaben wie etwa Investitionszu-

sch�sse keinen Zuwachs des Landesverm�-

gens. Dar�ber hinaus erscheint es problema-

6 Auf diese Punkte weisen auch die Rechnungsh�fe hin.
Vgl. dazu etwa den Beschluss der Konferenz der Pr�si-
dentinnen und Pr�sidenten der Rechnungsh�fe des Bun-
des und der L�nder vom 7. bis 9. Mai 2001. Vgl. zu die-
sem Themenkomplex auch: Deutsche Bundesbank, Defi-
zitbegrenzende Haushaltsregeln und nationaler Stabili-
t�tspakt in Deutschland, Monatsbericht, April 2005,
S. 23 ff.

Grunds�tzliche
Probleme der
Verschuldungs-
grenzen in
Deutschland
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tisch, dass die verfassungsm�ßigen Grenzen

der Kreditaufnahme nur f�r die Aufstellung

des Haushaltsplanes, nicht jedoch im Vollzug

als bindend angesehen werden.

F�r die L�nderhaushalte gilt Artikel 115 Ab-

satz 1 Satz 2 GG, der die Kreditgrenze f�r

den Bund bestimmt, nicht unmittelbar. In den

Landesverfassungen finden sich aber Rege-

lungen, die zumeist inhaltlich dem aktuellen

Bundesrecht entsprechen. Das Vorliegen

eines Ausnahmefalls, der eine erh�hte Kredit-

aufnahme rechtfertigt, wird zwar mitunter

abweichend definiert. Artikel 109 Absatz 2

GG legt mit der Bindung der Haushaltswirt-

schaft an die Erfordernisse des gesamtwirt-

schaftlichen Gleichgewichts aber eine Min-

destnorm fest.

Die jeweiligen verfassungsm�ßigen Vorgaben

zur Begrenzung der Neuverschuldung wer-

den von den L�ndern teilweise unterschied-

lich streng umgesetzt. �blicherweise werden

zur Bestimmung der Regelgrenze f�r die Neu-

verschuldung nur die eigenfinanzierten Inves-

titionen herangezogen. Diese werden zu-

meist definiert als die in der Gruppierungs-

�bersicht unter den Hauptgruppen 7 (Bau-

investitionen) und 8 (Sonstige Ausgaben f�r

Investitionen und Investitionsf�rdermaßnah-

men) verbuchten Ausgaben abz�glich der

unter den Obergruppen 33 (Erhaltene Inves-

titionszuweisungen aus dem �ffentlichen Be-

reich) und 34 (Beitr�ge und sonstige Investi-

tionszusch�sse) vereinnahmten Mittel. Aller-

dings sind die Absetzungen nicht gesetzlich

vorgeschrieben. So hat beispielsweise das

Land Berlin bei der Ermittlung seiner Kredit-

grenze keine investiven Einnahmen gegenge-

rechnet. Ebenfalls zu einer nicht sachgerech-

ten Ausweitung der Verschuldungsgrenzen

f�hrt unter anderem die Praxis einiger L�nder,

laufende Bundeszusch�sse f�r den regionalen

Schienenverkehr in gr�ßerem Umfang inves-

tiv zu nutzen und so mit bereits ausfinanzier-

ten Ausgaben die verfassungsm�ßigen Ver-

schuldungsgrenzen auszuweiten.7) In Hessen

werden dagegen die investiven Ausgaben

enger gefasst als im �brigen Bundesgebiet,

indem die umfangreichen aus dem kommu-

nalen Steuerverbund finanzierten Investitions-

zuweisungen nicht zur Rechtfertigung einer

Kreditaufnahme herangezogen werden d�r-

fen.

Die anhand der Gruppierungs�bersicht kon-

kretisierten Verschuldungsgrenzen wurden in

den letzten Jahren von vielen L�ndern teil-

weise deutlich �berschritten (vgl. beispielhaft

zu den Haushaltsans�tzen f�r 2005 und 2006

die Tabelle auf S. 46). F�r das Jahr 2005

sahen die Planungen von Berlin, Bremen,

Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,

Saarland und Schleswig-Holstein die �ber-

schreitung der landesspezifischen Regelgren-

zen vor. Im Haushaltsvollzug konnte Hessen

diese zwar einhalten, st�tzte sich dabei aber

maßgeblich auf umfangreiche Einmalerl�se

aus Immobilienverk�ufen. Auch Rheinland-

Pfalz sowie die finanzstarken L�nder Baden-

W�rttemberg und Hamburg setzten zur Wah-

rung der Grenzen betr�chtliche Verm�gens-

ver�ußerungen ein. Die ostdeutschen Bun-

desl�nder unterschritten zwar ihre verfas-

sungsm�ßigen Verschuldungsgrenzen. Dies

7 Auf diese Weise wird z.B. in Nordrhein-Westfalen der
Verschuldungsspielraum um j�hrlich etwa 1�2 Mrd 3 aus-
gedehnt.
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Haushaltsans�tze f�r die Nettokreditaufnahme und eigenfinanzierte Investitionen
2005/2006

in Mio 5

Position Jahr

Baden-
W�rt-
temberg
BW

Bayern
BY

Branden-
burg
BB

Hessen
HE

Mecklen-
burg-
Vorpom-
mern
MV

Nieder-
sachsen
NI

Nord-
rhein-
West-
falen
NW

Rhein-
land-
Pfalz
RP

(1) Nettokreditaufnahme (Kreditmarkt)
(Grp. 32 abzgl. 59) 2005 1 990 1 338 971 959 583 2 149 7 520 1 024

2006 1 935 0 826 1 346 400 1 800 5 726 885
(2) Eigenfinanzierte Investitionen

(Grp. 7, 8 abzgl. 33, 34) 2005 2 006 3 139 1 142 1 151 670 865 5 964 1039
2006 2 005 3 296 1 084 1 355 603 924 3 274 923

(3) Abstand 1) [= (2) – (1)] 2005 16 1 801 171 192 87 – 1 284 – 1 556 15
2006 70 3 296 258 9 203 – 876 – 2 452 38

(4) Erl�se aus Ver�ußerungen von
Gegenst�nden, Kapitalr�ck-
zahlungen (Grp. 13) 2005 457 0 18 849 10 649 11 168

2006 305 0 17 923 14 859 16 139
(5) Darlehensr�ckfl�sse aus dem

�ffentlichen und aus sonstigen
Bereichen (Grp. 17, 18) 2005 99 204 16 79 57 61 145 506

2006 97 612 14 75 58 60 155 56
(6) Abstand bereinigt um Verm�gens-

verwertungen [= (3) – (4) – (5)] 2005 – 541 1 597 136 – 737 21 – 1 994 – 1 712 – 659
2006 – 331 2 684 227 – 989 130 – 1 794 – 2 623 – 157

(7) Globale Mehr(+) / Minder(–) aus-
gaben, netto (Grp. 97 abzgl. 37) 2) 2005 – 268 – 489 – 11 0 – 61 – 136 – 409 – 165

2006 – 366 – 523 – 10 0 0 – 141 16 – 165
(8) Sonderbedarfs-Bundeserg�nzungs-

zuweisungen Aufbau Ost 2005 1 509 1 110
2006 1 502 1 104

Jahr
Saarland
SD

Sachsen
SN

Sachsen-
Anhalt
ST

Schles-
wig-
Holstein
SH

Th�-
ringen
TH

Berlin
BE

Bremen
HB

Ham-
burg
HH

(1) Nettokreditaufnahme (Kreditmarkt)
(Grp. 32 abzgl. 59) 2005 810 350 954 1 616 995 4 290 1 090 700

2006 807 250 783 1 562 975 3 124 1 078 650
(2) Eigenfinanzierte Investitionen

(Grp. 7, 8 abzgl. 33, 34) 2005 279 1 635 972 554 1 097 1 463 673 890
2006 276 1 821 888 513 1 071 1 372 484 891

(3) Abstand 1) [= (2) – (1)] 2005 – 531 1 285 18 – 1 062 102 – 2 827 – 417 190
2006 – 531 1 571 105 – 1 049 96 – 1 752 – 594 241

(4) Erl�se aus Ver�ußerungen von
Gegenst�nden, Kapitalr�ck-
zahlungen (Grp. 13) 2005 2 1 49 4 17 183 64 113)

2006 10 1 34 4 78 148 2 573)

(5) Darlehensr�ckfl�sse aus dem
�ffentlichen und aus sonstigen
Bereichen (Grp. 17, 18) 2005 16 20 38 6 9 86 4 23

2006 6 22 40 6 9 188 1 87
(6) Abstand bereinigt um Verm�gens-

verwertungen [= (3) – (4) – (5)] 2005 – 549 1 264 – 69 – 1 072 76 – 3 095 – 485 156
2006 – 547 1 548 31 – 1 059 9 – 2 088 – 597 98

(7) Globale Mehr(+) / Minder(–) aus-
gaben, netto (Grp. 97 abzgl. 37) 2) 2005 0 0 – 40 – 20 – 146 – 122 – 136 – 541

2006 1 0 – 61 46 – 33 – 105 – 65 – 98
(8) Sonderbedarfs-Bundeserg�nzungs-

zuweisungen Aufbau Ost 2005 2 746 1 657 1 507 2 003
2006 2 733 1 649 1 500 1 994

Quelle: Haushaltspl�ne einschl. Nachtr�ge, eigene Berechnungen
anhand der Gruppierungs�bersicht. F�r 2005 liegen z.T. noch
keine oder nur vorl�ufige Haushaltsabschl�sse vor, so dass hier
die Planungen ausgewertet wurden (Berlin: eigenfinanzierte In-
vestitionen ohne Risikovorsorge f�r Bankgesellschaft Berlin; Hes-
sen: 2005 Einnahmen und eigenfinanzierte Investitionen ohne
Korrekturen aus Nachtrag; Bremen: 2006 Haushaltsentw�rfe). —
1 Die jeweiligen Verfassungsgrenzen der Kreditaufnahme wei-

chen mitunter von der hier vorgestellten Berechnung ab. Bei-
spielhaft genannt seien die Nichtkorrektur der Investitionen um
investive Einnahmen in Berlin und die Absetzung der aus dem
Steuerverbund mit den Kommunen finanzierten Investitionen in
Hessen. — 2 Globale Mehreinnahmen sind hier als Minderaus-
gaben eingerechnet. — 3 Verm�gensverwertungen von 661 Mio 5

(2005) bzw. 183 Mio 5 (2006) sind als globale Mehreinnahmen
veranschlagt (s. Zeile (7)).
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wurde allerdings durch die Bundesmittel zur

�berwindung der Teilungsfolgen erheblich er-

leichtert (vgl. auch die Erl�uterungen auf

S. 52 f.). Bei Ausblendung von Einmalerl�sen

und Sonderbedarfs-Bundeserg�nzungszuwei-

sungen an die neuen Bundesl�nder h�tte im

letzten Jahr allein Bayern die verfassungs-

m�ßigen Regelgrenzen f�r die Neuverschul-

dung klar eingehalten. Dies belegt die seit

2002 bestehende außerordentliche Brisanz

der Haushaltslage.

In den letzten Jahren wurde die Verfassungs-

konformit�t einiger Haushaltsgesetze vor Ge-

richt �berpr�ft. Die Rechtsprechung hatte

letztlich aber nur sehr begrenzte Auswirkun-

gen auf die Haushaltspolitik. So wurden im

Jahr 2003 nachtr�glich die Haushaltsgesetze

Nordrhein-Westfalens f�r die Jahre 2001 und

2002 wegen der Aufl�sung von zuvor kredit-

finanzierten R�cklagen zur Einhaltung der

Verschuldungsgrenze als verfassungswidrig

eingestuft. Grunds�tzlich �hnliche Transaktio-

nen waren 2001 auch in Hamburg, Hessen,

Niedersachsen und Schleswig-Holstein einge-

plant. Die praktischen Folgen des Urteils blie-

ben indes begrenzt, da solche R�cklagen da-

mals schon weitgehend verbraucht waren.

Das Landesverfassungsgericht Mecklenburg-

Vorpommern hat die Haushaltsgesetze der

Jahre 2003 bis 2005 f�r verfassungswidrig er-

kl�rt. Ausschlaggebend hierf�r waren aber

eher formale Fehler. Die strukturelle Unter-

finanzierung wurde zwar kritisiert, war aber

letztlich nicht entscheidend. Keinen Verfas-

sungsverstoß in der hohen Kreditaufnah-

meerm�chtigung sah der Staatsgerichtshof

des Landes Hessen im Dezember 2005 in sei-

nem Urteil zum Nachtragshaushalt 2002. Im

Rahmen eines Nachtragshaushalts kann dem-

nach unter Umst�nden eine aufgetretene

planwidrige Deckungsl�cke mit Krediten ge-

schlossen werden. Gleichwohl kam es in Hes-

sen auch in den Folgejahren zu �berschrei-

tungen. Ein Verfahren vor dem Bundesverfas-

sungsgericht �ber den schleswig-holsteini-

schen Nachtragshaushalt 2003 wurde nicht

zu Ende gef�hrt, da die Kl�ger nach dem Re-

gierungswechsel 2005 ihren Antrag zur�ck-

zogen.

Im Falle Berlins wurden die Haushaltsgesetze

der Jahre 2002 und 2003 als verfassungswid-

rig eingestuft. Die auf eine St�rung des ge-

samtwirtschaftlichen Gleichgewichts gest�tz-

te �berschreitung der Regelgrenze wurde

vom Landesverfassungsgericht als nicht hin-

reichend begr�ndet gewertet. Dabei wurde

allerdings die Option einger�umt, sich auf

eine schwere Haushaltsnotlage zu berufen

und nach Aussch�pfen aller K�rzungspoten-

ziale die Kreditgrenze fortgesetzt zu �ber-

schreiten. Berlin hat diesen Weg f�r die fol-

genden Haushalte genutzt, obgleich Zweifel

an der Berechtigung ge�ußert werden (vgl.

dazu die Erl�uterungen auf S. 48). Neben Ber-

lin haben Bremen und das Saarland, deren

Sanierungshilfen in H�he von insgesamt rund

15 Mrd 3 bis 2004 nach elf Jahren ausgelau-

fen waren, angesichts der weiterhin drasti-

schen Unterfinanzierung ihrer Haushalte

beim Bundesverfassungsgericht Klagen auf

Zahlung weiterer Sonderbedarfs-Bundes-

erg�nzungszuweisungen eingereicht. Vor

dem Hintergrund der sehr angespannten

Haushaltslage des Bundes und der meisten

anderen L�nder und nicht zuletzt der �ußerst

bedenklichen Anreizwirkungen im Hinblick

Landes-
verfassungs-
gerichtsurteile
zu �berschrei-
tungen von
Kreditgrenzen

Berufung auf
Haushalts-
notlagen ...
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Zur Klage Berlins auf Feststellung einer extremen Haushaltsnotlage

Vor drei Jahren hatte das Land Berlin ein Verfahren
beim Bundesverfassungsgericht eingeleitet, in dem das
Vorliegen einer extremen Haushaltsnotlage seit dem
Jahr 2002 festgestellt und umfangreiche Bundeserg�n-
zungszuweisungen zum Zwecke der Haushaltssanie-
rung zuerkannt werden sollten, da sich das Land nicht
aus eigener Kraft aus einer nach seiner Auffassung un-
verschuldeten Haushaltskrise befreien k�nne. Ende
April 2006 fand die m�ndliche Verhandlung in Karls-
ruhe statt, mit dem Urteil wird noch im Laufe dieses
Jahres gerechnet.

�hnliche Antr�ge waren bereits Ende der achtziger
Jahre von Bremen und dem Saarland eingereicht wor-
den. 1992 hatte das Bundesverfassungsgericht dem
stattgegeben und den Bund zu umfangreichen Hilfs-
zahlungen verpflichtet, 1) die 2004 ausgelaufen sind. In
seinem Urteil hatte das Gericht damals die Haushalts-
lage der beiden mit dem Durchschnitt aller Bundes-
l�nder verglichen. Besonders bedeutsam waren dabei
die Kreditfinanzierungsquote 2) und die Zins-Steuer-
Quote 3). Gest�tzt auf die Beobachtung, dass erstere in
beiden L�ndern doppelt so hoch lag und letztere den
Vergleichswert sehr deutlich �bertraf, wurde damals
eine extreme Haushaltsnotlage angenommen und eine
Verpflichtung der bundesstaatlichen Gemeinschaft zur
Hilfeleistung festgestellt. Im Gegenzug mussten die
beiden L�nder im Finanzplanungsrat Eigenanstrengun-
gen nachweisen, indem der Zuwachs ihrer laufenden
Ausgaben um einen halben Prozentpunkt unter der in
diesem Gremium abgestimmten Ausgabenzuwachs-
grenze f�r alle L�nder gehalten wurde. Außerdem
wurde der Bundesgesetzgeber unter �berpr�fung der
vom Bundesverfassungsgericht aufgezeigten M�glich-
keiten verpflichtet, Regelungen zu treffen, die der Ent-
stehung einer Haushaltsnotlage entgegenwirken und
zum Abbau einer eingetretenen Notlage geeignet
sind. Diesem Auftrag kam der Gesetzgeber jedoch in
den 14 Jahren seit der Urteilsverk�ndung nicht nach.
Die neuerliche Befassung des Bundesverfassungsge-
richts mit diesem Fragenkreis k�nnte den Druck zur
Schaffung klarer Regeln zur Pr�vention von Haushalts-
krisen nun verst�rken.

Gegen�ber der damaligen Lage besteht derzeit ein
wichtiger Unterschied: W�hrend damals lediglich das

Saarland und Bremen anhaltende Schwierigkeiten mit
den verfassungsm�ßigen Grenzen der Kreditaufnahme
hatten, bestehen solche gravierenden strukturellen Fi-
nanzierungsprobleme heute bei den meisten L�ndern
und auch beim Bund. Gleichwohl gibt es immer noch
deutliche Abstufungen beim Umfang der Haushalts-
l�cken, die nach Auffassung der Kl�ger Beistands-
pflichten f�r Berlin (aber wohl auch f�r Bremen und
das Saarland) begr�nden k�nnten. Wenn sich aber fast
alle Gebietsk�rperschaften in einer derart schwierigen
Lage befinden und durch die Verpflichtung zur Hilfe-
leistung weiter belastet werden sollen, sind daf�r be-
sonders gewichtige Gr�nde vorzubringen. 4) Auch vor
diesem Hintergrund ist es von zentraler Bedeutung,
dass alle m�glichen Eigenanstrengungen zur Abwen-
dung und Linderung einer Notlage unternommen wor-
den sind.

Im Falle Berlins ist umstritten, ob dies geschehen ist. Die
Wurzel der Berliner Finanzkrise liegt in der Umstellung
der Haushaltsfinanzierung nach der Vereinigung. Die
umfangreichen Bundeshilfen f�r das zuvor isolierte
Land wurden in Erwartung eines raschen Wachstums
der wiedervereinigten Hauptstadt in vier Jahren abge-
baut und durch Zahlungen im Rahmen des L�nderfi-
nanzausgleichs nur teilweise ersetzt. Sowohl die Wirt-
schafts- wie auch die Bev�lkerungsentwicklung blieben
aber ausgesprochen ged�mpft. Die f�llige budget�re
Anpassung wurde nicht rechtzeitig eingeleitet und
ging nicht weit genug. Im Ergebnis wuchs der Schul-
denstand von 1991 bis Ende 2005 auf das F�nffache an,
und die Haushaltsspielr�ume schrumpften weiter. Zwar
weist die derzeitige Landesregierung darauf hin, die
um Zinsen bereinigten Ausgaben je Einwohner nicht
zuletzt mit K�rzungen im �ffentlichen Dienst und dem
Aufk�ndigen der Wohnungsbauf�rderung gegen�ber
dem Stand von 1995 sp�rbar reduziert zu haben. Noch
immer aber �berschreiten diese Prim�rausgaben das
Niveau des wirtschaftsstarken Hamburg strukturell um
mehr als 5%. Grunds�tzlich erscheint fraglich, ob die
Erhaltung einer �berdurchschnittlichen Ausstattung
mit �ffentlichen Leistungen mit einem Anspruch auf
finanziellen Beistand der b�ndischen Gemeinschaft im
�ußersten Notfall zu vereinbaren ist. Auch auf der Ein-
nahmenseite w�re demnach zu pr�fen, ob alle Poten-
ziale konsequent ausgesch�pft werden.

1 Siehe BVerfGE 86, 148. — 2 Anteil der Ausgaben eines
Haushaltsjahres, der �ber Nettokreditaufnahmen finan-
ziert wird. — 3 Relation von Zinsausgaben zu Steuerein-
nahmen des Landes einschl. Einnahmen aus dem L�nderfi-
nanzausgleich und Bundeserg�nzungszuweisungen zum
Ausgleich einer unterdurchschnittlichen Finanzkraft. —

4 So wies das Bundesverfassungsgericht bereits in seinem
Urteil von 1992 darauf hin, dass die Pflicht zur Unterst�t-
zung eines Not leidenden Landes nicht dazu f�hren d�rfe,
dass der Bund und die anderen L�nder ihrerseits die
F�higkeit zur Erf�llung ihrer verfassungsm�ßigen Aufga-
ben verlieren (BVerfGE 86, 148, [270]).
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auf k�nftige finanzpolitische Disziplin auf der

L�nderebene d�rften solche Antr�ge sehr kri-

tisch gepr�ft werden.

In den L�ndern Niedersachsen, Nordrhein-

Westfalen und Schleswig-Holstein, wo auch

die mittelfristigen Finanzplanungen noch

mehrj�hrige Verfehlungen der Kreditregel-

grenzen vorsehen, wird zwar nicht mit einer

extremen Haushaltsnotlage argumentiert.

Allerdings wird in den Begr�ndungen zu den

Haushaltsentw�rfen ausgef�hrt, dass die Ein-

haltung der Landesverfassungsgrenzen f�r

die Kreditaufnahme angesichts anderer hoch-

rangiger Verpflichtungen zumindest kurzfris-

tig „objektiv unm�glich“ sei. Gleichwohl ist

l�nderweise ein unterschiedliches Ausmaß

der Maßnahmen zur Haushaltsentlastung

(beispielsweise K�rzungen bei den Sonder-

zahlungen f�r die Landesbesch�ftigten) fest-

zustellen.

Im Hinblick auf die k�nftige Bedeutung der

verfassungsrechtlichen Verschuldungsgren-

zen kommt einer Entscheidung �ber die von

den Oppositionsfraktionen im letzten Bun-

destag zum Haushaltsgesetz des Bundes

2004 gemeinsam eingereichte Klage beson-

deres Gewicht zu. Hierdurch k�nnten die

Haushaltsregeln geh�rtet werden, so dass

k�nftig eine gravierende strukturelle Unter-

finanzierung von Budgets, wie sie derzeit mit-

unter zu beobachten ist, verhindert w�rde.

Mit der Entscheidung von 1989, auf die

in Landesverfassungsgerichtsurteilen regelm�-

ßig Bezug genommen wird, wurde nur ein

kleiner Schritt in diese Richtung gegangen.

Die dort geforderte erweiterte Begr�ndung

f�r das �berscheiten der Kreditregelgrenze

hat sich bisher kaum als wirksame H�rde er-

wiesen.

Ausblick:

Erheblicher Konsolidierungsbedarf

F�r die kommenden Jahre sehen die Planun-

gen der L�nder eine deutliche R�ckf�hrung

der Defizite vor. Dies d�rfte nicht zuletzt

durch die j�ngst beschlossenen Steuererh�-

hungen fundiert werden. So wachsen gem�ß

der j�ngsten Steuersch�tzung die Steuerein-

nahmen der L�nder in den kommenden vier

Jahren um jahresdurchschnittlich 3 1�4 %. Ge-

m�ß den Vereinbarungen im Finanzplanungs-

rat soll in diesem Zeitraum das jahresdurch-

schnittliche Ausgabenwachstum auf 1% be-

grenzt und somit eine merkliche Konsolidie-

rung erreicht werden. Dass das Ausgaben-

wachstum der Gebietsk�rperschaften mittel-

fristig um etwa zwei Prozentpunkte hinter

dem Einnahmenwachstum zur�ckbleibt, ist

dabei nicht zuletzt erforderlich, um die Min-

destanforderung des europ�ischen Stabilit�ts-

und Wachstumspakts zu erf�llen, n�mlich

eine j�hrliche strukturelle Defizitr�ckf�hrung

um 1�2 % des BIP. Dies macht allerdings erheb-

liche Anstrengungen der Bundesl�nder erfor-

derlich, da einige Ausgabenkategorien (Zins-

ausgaben, Versorgungsausgaben) ohne wei-

tere Konsolidierungsmaßnahmen automa-

tisch deutlich st�rker als 1% j�hrlich anstei-

gen werden. Auch wenn die geplante Defizit-

r�ckf�hrung der L�ndergesamtheit erreicht

werden sollte, d�rften einige L�nder die regu-

l�ren Kreditobergrenzen strukturell noch bis

zum Ende des Finanzplanungszeitraums ver-

fehlen. Einen Haushalt ohne Nettoneuver-

... und
„objektive
Unm�glichkeit“
der Einhaltung
von Kredit-
grenzen

Wichtige
Entscheidung
des Bundes-
verfassungs-
gerichts

Mittelfristige
Finanz-
planungen
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deutlichen
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vor
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schuldung, den das Haushaltsgrunds�tzege-

setz prinzipiell als Ziel vorsieht, erreicht bisher

lediglich Bayern, dessen Haushaltsordnung

dies ab 2006 vorschreibt. Auch Sachsen ist

diesem Haushaltsziel schon nahe. Bei den

anderen L�ndern bleibt abzuwarten, ob die

bis ins n�chste Jahrzehnt reichenden Ziel-

pfade tats�chlich eingehalten werden k�n-

nen.

Eine erhebliche finanzielle Belastung der L�n-

der wird aus dem zu erwartenden starken

Wachstum der Versorgungsausgaben resultie-

ren. Dabei spielt neben dem weiteren Anstieg

der Lebenserwartung �lterer Menschen nicht

zuletzt die absehbare Zunahme der Zahl der

Versorgungsempf�nger auf Grund der Einstel-

lungswelle bis weit in die siebziger Jahre eine

erhebliche Rolle. So weist der j�ngste Versor-

gungsbericht des Bundes aus dem Jahr 2005

eine starke Dynamik der diesbez�glichen Aus-

gaben mit einer Zunahme von 16 1�2 Mrd 3 im

Jahr 2003 auf 47 1�2 Mrd 3 im Jahr 2030 aus.8)

W�hrend im zweiten Versorgungsbericht aus

dem Jahr 2001 danach ein R�ckgang der

Empf�ngerzahlen erwartet wurde, geht man

mittlerweile von einem Auslaufen des An-

stiegs bis 2040 und einem anschließenden

Verbleiben auf einem Niveau aus, das beinahe

doppelt so hoch ist wie derzeit.

Die zur Untertunnelung einer Belastungs-

spitze f�r einen Zeitraum von f�nfzehn Jahren

ab etwa 2018 konzipierten Versorgungsr�ck-

lagen auf Bundes- und Landesebene, die aus

verringerten Besoldungs- und Versorgungs-

anpassungen seit 1999 gespeist werden, k�n-

nen das angestrebte Ziel somit nicht erf�llen.

Deshalb sind weitere Schritte notwendig. So

haben einige Bundesl�nder erg�nzende R�ck-

lagen eingerichtet. In Rheinland-Pfalz wird

bereits seit Oktober 1996 f�r neu eingestellte

Beamte ein zus�tzlicher Beitrag abgef�hrt,

der bis zu 30% der Aktivenbez�ge erreicht.

Damit sollen die k�nftigen Haushaltsbelas-

tungen voll finanziert werden, so dass die tat-

s�chlichen Gesamtkosten der heute besch�f-

tigen Beamten sichtbar werden. Personalent-

scheidungen k�nnen so unverzerrter kalku-

liert werden. Zus�tzliche Versorgungsr�ckla-

gen wurden nach Angaben des dritten Ver-

sorgungsberichts auch in Bremen, Hamburg,

Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen

eingerichtet, wobei diese nur teilweise eine

volle Kostendeckung anstreben. So begr�-

ßenswert diese Ans�tze sind, ist aber darauf

hinzuweisen, dass eine tats�chliche Entlas-

tung k�nftiger Haushalte mit solchen R�ckla-

gen nur dann erreicht wird, wenn dem keine

h�here Nettokreditaufnahme gegen�ber-

steht. Andernfalls werden lediglich implizite

in explizite Schulden umgewandelt und die

langfristige Tragf�higkeit nicht verbessert.

Eine Entlastung k�nftiger Haushalte w�rde

erreicht, wenn die ausgabenbegrenzenden

Maßnahmen des Rentenrechts wirkungs-

gleich auf die Beamtenversorgung �bertra-

gen w�rden. Hierzu z�hlt nicht zuletzt eine

Anhebung der Regelaltersgrenzen.

Die ostdeutschen L�nder werden durch die

Versorgungsausgaben auf Grund des weiter

unterdurchschnittlichen Anteils von Beamten

auch k�nftig weniger belastet, obgleich der

Anstieg von dem niedrigeren Ausgangsni-

8 In der Variante 2 der Vorausberechnungen des Versor-
gungsberichts (j�hrliche Besoldungsanpassungen von
2%, verringert um bereits beschlossene K�rzungen).
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veau aus kr�ftiger sein wird. Deutlich st�rker

sind die ostdeutschen L�nderfinanzen von

dem bis 2019 beschlossenen Auslaufen der

Bundeserg�nzungszuweisungen im Rahmen

des Solidarpakts II betroffen. Angesichts der

derzeitigen umfangreichen Verwendung die-

ser Mittel zur Deckung laufender Ausgaben

in den meisten L�ndern sind erhebliche Ein-

sparungen notwendig, um den R�ckgang zu

kompensieren, ohne die Defizite dramatisch

steigen zu lassen (vgl. hierzu auch die Erl�ute-

rungen auf S. 52 f.).

Schlussbemerkungen

Insgesamt gesehen ist die Finanzlage der L�n-

der weiter h�chst problematisch. Allerdings

sind zwischen den einzelnen Bundesl�n-

dern bei erheblicher Einnahmenumverteilung

durch die Aufteilung des Umsatzsteuerauf-

kommens und die verschiedenen Stufen des

Finanzausgleichs sowie trotz vielfach bundes-

einheitlicher Vorgaben auf der Ausgabenseite

erhebliche Unterschiede festzustellen.

Dabei haben sich die bestehenden nationa-

len Haushaltsregeln letztlich nicht bew�hrt.

Der praktisch kontinuierliche Schuldenanstieg

konnte nicht verhindert werden, die Mehr-

zahl der L�nder verfehlt die verfassungsm�ßi-

gen Obergrenzen strukturell erheblich, ohne

dass dies kurzfristig mit merklichen Folgen

verbunden w�re, und immerhin drei Bundes-

l�nder klagen unter Berufung auf eine ihrer

Auffassung nach extreme Haushaltsnotlage

auf bundesstaatliche Finanzhilfen.

In der inzwischen verabschiedeten ersten Stu-

fe der F�deralismusreform lag der Fokus auf

klareren Zust�ndigkeitsverteilungen zwischen

Bund und L�ndern, wobei letztere besonders

durch die �bertragung der Gesetzgebungs-

kompetenz f�r die Landesbeamtenbesoldung

zus�tzliche ausgabenwirksame Gestaltungs-

spielr�ume erhalten. Gleichzeitig werden ihre

bundesgesetzlichen Mitwirkungsrechte im

Bundesrat zur�ckgef�hrt. Dar�ber hinaus

werden Mischfinanzierungstatbest�nde en-

ger begrenzt, und es wurde beschlossen, die

L�nder zu 35% an europ�ischen Strafzahlun-

gen wegen eines anhaltenden �berm�ßigen

Defizits zu beteiligen. Einen „echten“ natio-

nalen Stabilit�tspakt, der den Druck zur soli-

den Haushaltsf�hrung deutlich erh�ht, stellt

diese Regelung allerdings nicht dar.

Im Rahmen der angek�ndigten F�deralismus-

reform II besteht die Gelegenheit, die verfas-

sungsrechtlichen Kreditobergrenzen wirksa-

mer auszugestalten, die innerstaatliche Haus-

halts�berwachung auszubauen und insbe-

sondere auch durch eine Umgestaltung der

Finanzverfassung die Eigenverantwortung

und Handlungsspielr�ume der einzelnen

staatlichen Einheiten weiter zu erh�hen. So

erscheint es grunds�tzlich angezeigt, die Ver-

schuldungsgrenzen enger zu ziehen. Hierzu

geh�rt eine Anpassung des sehr weit gefass-

ten Investitionsbegriffs als Obergrenze f�r die

Kreditaufnahme. Der auch von den Rech-

nungsh�fen geforderte Abzug von Abschrei-

bungen und Verm�gensver�ußerungen von

den Investitionen bei der Bestimmung der

Kreditobergrenze w�re bereits ein wichtiger

Schritt. Dar�ber hinaus w�re eine konsequen-

tere Implementierung des bereits im Haus-

Problematische
Finanzlage bei
großen Unter-
schieden im
Einzelnen

Bestehendes
Haushaltsrecht
schr�nkt Ver-
schuldung nur
unzureichend
ein

Erste Stufe der
F�deralismus-
reform verteilt
Aufgaben
klarer

F�deralismus-
reformII:
Gelegenheit f�r
engere Kredit-
grenzen, ...
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Deutsche Bundesbank

Zur Entwicklung in den neuen Bundesl�ndern

Die ostdeutschen Bundesl�nder haben in den
letzten Jahren zwar nur vereinzelt die verfas-
sungsm�ßigen Regelgrenzen der Neuverschul-
dung �berschritten. Insgesamt stehen sie aber
dennoch vor großen strukturellen Finanzproble-
men. Die regionale Wirtschaftskraft ist noch im-
mer deutlich unterdurchschnittlich. Infolgedes-
sen erreicht in den L�nderhaushalten das �rtli-
che Aufkommen je Einwohner bei den einkom-
mensbezogenen Steuern nur gut ein Viertel des
Niveaus der westdeutschen Fl�chenl�nder. Der
L�nderfinanzausgleich einschließlich des Um-
satzsteuervorwegausgleichs sorgt zwar auf der
Einnahmenseite f�r eine erhebliche Anglei-
chung auf der L�nderebene. Die unterdurch-
schnittliche kommunale Steuerkraft wird aber
nur begrenzt nivelliert.

Die laufenden Pro-Kopf-Ausgaben der neuen
L�nder �bertreffen dagegen westdeutsche Ver-
gleichsniveaus auch nach Herausrechnung der
(deutlich h�heren) Zuweisungen an die Kommu-
nen um ein Achtel. Neben h�heren laufenden
Zusch�ssen an Privatpersonen und Unterneh-
men tr�gt dazu auch ein noch immer gr�ßerer
Personalbestand bei, der ohne Gegensteuern bei
fortschreitender Entgeltangleichung k�nftig
noch st�rker zu Buche schlagen wird. Außerdem
wachsen auch die Versorgungsaufwendungen
langfristig betr�chtlich. Sinkende DDR-Sonder-
und -Zusatzversorgungsleistungen k�nnen dies

kaum ausgleichen. Dar�ber hinaus �bertrafen
die Zinsausgaben je Einwohner der ostdeut-
schen Fl�chenl�nder das in den westdeutschen
Fl�chenl�ndern verzeichnete Niveau bereits um
ann�hernd ein F�nftel, obwohl sie nach der Ver-
einigung nahezu ohne Schulden gestartet wa-
ren. Die Entwicklung wird dadurch versch�rft,
dass die Bev�lkerung in den neuen L�ndern ins-
gesamt abnimmt, w�hrend in Westdeutschland
noch leichte Zuw�chse verzeichnet werden.
Neben der damit verbundenen Schw�chung der
regionalen Steuerbasis und angesichts der ein-
wohnerzahlbezogenen Finanzausgleichsanspr�-
che entsteht somit zus�tzlicher Anpassungs-
druck f�r die ostdeutschen L�nder.

Gravierender sind aber die anstehenden Anpas-
sungen bei den �ber den allgemeinen Finanz-
ausgleich hinausgehenden Hilfeleistungen. Zum
einen werden nach der Erweiterung der EU
k�nftig deren Leistungen f�r das gemessen am
neuen EU-Durchschnitt nicht mehr so wirt-
schaftsschwache Ostdeutschland zur�ckgehen.
Weitaus schwerwiegender ist aber die im Soli-
darpakt II ab 2005 beschlossene Degression der
Sonderbedarfs-Bundeserg�nzungszuweisungen,
die die neuen L�nder gem�ß § 11 Absatz 3 Fi-
nanzausgleichsgesetz f�r teilungsbedingte Son-
derlasten aus dem diagnostizierten starken in-
frastrukturellen Nachholbedarf und zum Aus-
gleich unterproportionaler kommunaler Finanz-

1 Bei einem Vergleich der ostdeutschen mit den finanzschwachen
westdeutschen L�ndern sowie Berlins mit Bremen und Hamburg (un-
ter Ausblendung der H�fen) wurde vom DIW ein Ausstattungsr�ck-
stand von gut 80 Mrd 5 festgestellt. Vgl.: D. Vesper, Zum infrastruktu-
rellen Nachholbedarf in Ostdeutschland, DIW-Wochenbericht 20/01.
Bei der Zahl ist freilich zu bedenken, dass es erhebliche Bewertungs-
probleme gibt und die Forderung nach gleicher wertm�ßiger Ausstat-
tung mit Infrastrukturkapital pro Kopf nicht unumstritten ist. So

scheint es nicht notwendig, einen vergleichbaren Kapitalbestand im
Schulwesen zu schaffen, wenn die Sch�lerzahlen infolge der Gebur-
tenschw�che in Ostdeutschland erheblich niedriger sind. Bei Ver-
kehrsinvestitionen wurden auch Erreichbarkeitsindikatoren �ber-
pr�ft. Diese fielen zwar f�r die neuen L�nder deutlich ung�nstiger
aus. Ber�cksichtigt man aber auch die geographische Lage und die
Bev�lkerungsdichte, relativieren sich die R�ckst�nde erheblich. Vgl.
dazu: Zweiter Fortschrittsbericht wirtschaftswissenschaftlicher For-
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kraft erhalten. Von j�hrlich gut 10 1�2 Mrd 5 wer-
den die Mittel ab dem Ende dieses Jahrzehnts
f�hlbar reduziert und laufen 2019 aus. Bis dahin
werden dann gut 100 Mrd 5 an Sonderzuweisun-
gen geflossen sein. Damit sollen die infrastruk-
turellen Ausstattungsr�ckst�nde, die zur Jahr-
hundertwende anhand hochgerechneter Werte
der Sachkapitalbest�nde pro Einwohner ermit-
telt wurden, endg�ltig geschlossen sein.1) Dar�-
ber hinaus wurden den neuen L�ndern im Rah-
men eines zweiten Korbes gut 50 Mrd 5 zus�tz-
licher Mittel zugesagt, deren Zahlung ebenfalls
degressiv gestaffelt werden d�rfte und damit
den Anpassungsdruck weiter verst�rkt.

Grunds�tzlich bekommen die neuen L�nder die
Sonderbedarfs-Bundeserg�nzungszuweisungen
als laufende Zusch�sse, �ber die sie formal frei
verf�gen d�rfen. Seit 2002, als die Investitions-
zusch�sse von 3 1�2 Mrd 5 aus dem Investitionsf�r-
derungsgesetz in laufende Mittel umgewandelt
wurden, m�ssen die ostdeutschen L�nder ein-
schließlich Berlin aber Rechenschaftsberichte
vorlegen, wie sie die Mittel eingesetzt haben.
Neben dem Beitrag zum Schließen der Infra-
strukturl�cke, der abgesehen von Berlin �ber
h�here Investitionsausgaben je Einwohner als in
den westdeutschen Vergleichsl�ndern tats�ch-
lich belegt wird, ist der Nachweis gefordert, dass
dieses Aufholen nicht �ber h�here Kreditauf-
nahmen finanziert worden ist.

Ein solcher Nachweis,2) in den auch die Gemein-
den mit ihren relativ hohen investiven Ausgaben
und enger begrenzten Verschuldungsm�glich-
keiten einbezogen werden, konnte in den letz-
ten Jahren aber nur von Sachsen erbracht wer-
den. In den anderen L�ndern standen den h�he-
ren Investitionen zus�tzliche Kreditaufnahmen
gegen�ber. Rechnerisch floss damit entgegen
den Vereinbarungen ein deutlich gr�ßerer Teil
der Solidarpaktmittel in den laufenden Haushalt
als zum vorgesehenen angemessenen Ausgleich
unterproportionaler kommunaler Finanzkraft
erforderlich. Nach vorl�ufigen Berechnungen
auf der Grundlage der Kassenstatistik d�rften
2005 knapp zwei F�nftel des Betrages f�r die
ostdeutschen Fl�chenl�nder zweckentfremdet
worden sein.3) Dies belegt die ausgepr�gte struk-
turelle Unterfinanzierung der meisten Haushalte
der neuen L�nder. Ohne die Bundeshilfen k�nn-
ten wie bei vielen alten L�ndern die verfassungs-
m�ßigen Verschuldungsregelgrenzen nicht ein-
gehalten werden. Selbst wenn man die voraus-
sichtlichen Mehreinnahmen durch die j�ngst
beschlossenen Steuererh�hungen einrechnet,
d�rfte den meisten neuen L�ndern auch f�r
2007 kein vollst�ndiger Verwendungsnachweis
gelingen. Dies verdeutlicht den Umfang der be-
reits kurzfristig anstehenden Konsolidierungs-
aufgabe.

schungsinstitute �ber die wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutsch-
land, Kieler Diskussionsbeitr�ge 406, 2003, S. 13 f. — 2 Bei der Berech-
nung werden von den eigenfinanzierten Infrastrukturinvestitionen
die Kreditaufnahmen (verringert um die sonstigen eigenfinanzierten
Investitionen, die regul�r mit Krediten finanziert werden d�rfen) ab-
gezogen. Ein vollst�ndiger Verwendungsnachweis gilt als erbracht,
wenn die Differenz und die zum Ausgleich der unterproportionalen

Finanzkraft der Kommunen zugestandenen h�heren Zuweisungen
an die Gemeinden den Umfang der Bundesmittel erreichen oder
�bertreffen. — 3 Vgl.: H. Seitz, (2006), SoBEZ-Verwendungsrechnung
f�r 2005, Arbeitspapier, S. 2. Danach wird lediglich von Sachsen ein
vollst�ndig bestimmungsgem�ßer Einsatz nachgewiesen, w�hrend
f�r die anderen L�nder Fehlverwendungen von gut 40% in Branden-
burg und bis zu fast 80% in Sachsen-Anhalt berechnet wurden.
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haltsgrunds�tzegesetz und auch im europ�i-

schen Stabilit�ts- und Wachstumspakt veran-

kerten grunds�tzlichen Zieles eines ann�hern-

den strukturellen Haushaltsausgleichs anzu-

streben.

Zudem k�nnte die nationale Haushalts�ber-

wachung verst�rkt werden. Hierzu geh�rt

eine erh�hte Transparenz im Hinblick auf die

Finanzentwicklung und -planung in den ein-

zelnen L�ndern. In Anlehnung an das euro-

p�ische Haushalts�berwachungsverfahren

k�nnte unter anderem daran gedacht wer-

den, regelm�ßig harmonisierte Stabilit�tspro-

gramme f�r die einzelnen L�nder und den

Bund zu erstellen und die Lage und Perspekti-

ven der �ffentlichen Finanzen insgesamt und

in den einzelnen Gebietsk�rperschaften an-

hand verschiedener standardisierter Indikato-

ren von einem zust�ndigen Gremium einord-

nen zu lassen und Empfehlungen f�r Anpas-

sungen einzuholen. Grunds�tzlich k�nnte da-

bei dem Finanzplanungsrat eine wichtige

Rolle zukommen. Hier findet derzeit in der

Regel halbj�hrlich eine Diskussion zwischen

Bund und L�ndern �ber die Entwicklung der

�ffentlichen Finanzen statt, und es werden

auch Empfehlungen f�r die Haushaltsplanun-

gen gegeben. Allerdings waren diese in der

Vergangenheit nicht zuletzt hinsichtlich ihrer

Bindungswirkung f�r die einzelnen Gebiets-

k�rperschaften nur von sehr begrenzter Be-

deutung.9) Es d�rfte dar�ber hinaus zielf�h-

rend sein, im Fall einer gravierenden Fehlent-

wicklung nach �berschreitung einer kriti-

schen Grenze die Haushaltsautonomie der

betroffenen Gebietsk�rperschaft einzu-

schr�nken – wenn am b�ndischen Prinzip mit

einem Anrecht auf Unterst�tzung durch

andere �ffentliche Haushalte bei einer finan-

ziellen Notlage festgehalten werden soll. So

k�nnten beispielsweise verbindliche Ober-

grenzen f�r die Ausgabenentwicklung oder

l�nderspezifische Steuerzuschl�ge vorge-

schrieben werden.

Mit der geplanten Reform der Finanzverfas-

sung k�nnte auch die Steuerautonomie der

einzelnen L�nder gest�rkt werden. Die im

Rahmen der ersten Reformstufe beschlossene

�bertragung der Gesetzgebungskompetenz

f�r die Grunderwerbsteuer stellt einen ersten

kleinen Schritt in diese Richtung dar. Bei er-

weiterten M�glichkeiten zur Ausgabengestal-

tung k�nnte insbesondere ein individuelles

Zuschlagsrecht auf die Einkommensteuern

einger�umt werden. Wenn zus�tzliche Leis-

tungen f�r die B�rger auch mit h�heren Steu-

ers�tzen verbunden werden, besteht ein st�r-

kerer Anreiz, wirtschaftliche L�sungen zu su-

chen sowie Nutzen und Kosten von Einnah-

men und Ausgaben genauer zu pr�fen. Die

Fiskalillusion im Hinblick auf die Verlagerung

von Belastungen im Rahmen des Finanzaus-

gleichs auf andere staatliche Einheiten oder in

Form von Defiziten auf k�nftige Steuerzahler

k�nnte zumindest abgeschw�cht werden.

9 Vgl. hierzu auch: Deutsche Bundesbank, Defizitbegren-
zende Haushaltsregeln und nationaler Stabilit�tspakt in
Deutschland, Monatsbericht, April 2005, S. 33 ff.

... nationales
Haushalts-
�berwachungs-
verfahren ...

... und st�rkere
Steuer-
autonomie




